
Mit Blick auf die jüngsten Diskus-
sionen zur Lebenserwartung der
Bundesbürger sowie auf die Ant-
wort der Bundesregierung auf eine
Anfrage der Fraktion DIE LINKE zum
Zusammenhang von sozialem Sta-
tus und Lebenserwartung sagte die
arbeitspolitische Sprecherin der
Linksfraktion im Thüringer Landtag,
Ina Leukefeld: „Eine neue Erkennt-
nis ist das nicht. Lebens- und Ar-
beitsbedingungen haben entschei-
denden Einfluss auf Gesundheit und
Lebenserwartung.“

„Geringes Einkommen, schwere und
gesundheitsgefährdende Arbeit,  stän-
dige Erreichbarkeit, Arbeit ohne Ende
und Pausen, psychische Belastungen
und schlechte Arbeitsatmosphäre im
Unternehmen haben weitreichende
Auswirkungen. Dabei ist in Suhl und Ei-
senach die Lebenserwartung im Ver-
gleich zu westlichen Städten und Re-
gionen besonders gering“, so die Abge-
ordnete weiter. Politik stehe in der Ver-
antwortung, „Armut trotz Arbeit zu ver-
hindern, prekäre Beschäftigung abzu-
bauen, Arbeits- und Gesundheits-
schutz gut miteinander zu verbinden,
auf die bessere Vereinbarkeit von Ar-
beitsbedingungen und familiären Ver-
pflichtungen hinzuwirken und generell
die Arbeitszeit zu verringern. Das sind
wichtige Voraussetzungen für gute Ar-
beit und gutes Leben.“

Ina Leukefeld unterstützt grundsätz-
lich die Initiative „Arbeitszeitverkür-
zung jetzt!“. Im Kern geht es dabei um
die schrittweise Einführung einer 30-

Stunden-Woche bei gleichbleibendem
Lohn für untere und mittlere Einkom-
men. Nach Berechnungen der Arbeits-
gruppe Alternative Wirtschaftspolitik
sei die kurze Vollzeit von 30 Stunden
ohne Arbeitsverdichtung tatsächlich
möglich und auch finanzierbar. „Es ist
an der Zeit, diese Überlegungen durch
Stärkung der Gewerkschaften, selbst-
bewusste Arbeitnehmer und eine hö-
here Tarifbindung in die öffentliche De-
batte zu bringen“, betonte die Arbeits-
politikerin.

Je niedriger der soziale Status,
desto höher das Krankheitsrisiko

Zur Antwort der Bundesregierung auf
die schriftliche Frage der stellvertreten-
den Vorsitzenden und arbeitsmarktpoli-
tischen Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Bundestag, Sabine Zimmer-
mann, zum Zusammenhang von sozia-
lem Status und Lebenserwartung vom
11. März 2016:

Kernaussagen:  Laut aktueller Ge-
sundheitsberichterstattung des Bun-
des beträgt die Differenz in der Le-
benserwartung zwischen der niedrig-
sten und der höchsten von fünf Ein-
kommensgruppen bei Frauen 8,4 Jahre
und bei Männern 10,8 Jahre. Die Le-
benserwartung besonders von Män-
nern liegt in struktur- und einkom-
mensschwachen Regionen wie weiten
Teilen der neuen Bundesländer und
Teilen des Ruhrgebiets, des Saarlandes
und Frankens statistisch signifikant
unter dem bundesdeutschen Durch-
schnitt. Die Unterschiede in der Le-

benserwartung sind auf unterschiedli-
che Risikofaktoren wie Bildung und Ge-
sundheitsverhalten sowie Arbeits- und
Lebensbedingungen zurückzuführen.

Bei vielen Krankheiten und Be-
schwerden, die aus den genannten Ri-
sikofaktoren resultieren, bestehen
ebenfalls soziale Unterschiede mit ei-
nem höheren Anteil der unteren Sta-
tusgruppen. Die Fragestellerin wie die
antwortende Bundesregierung bezo-
gen sich auf die aktuelle Gesundheits-
berichterstattung des Bundes („Ge-
sundheit in Deutschland“), die vom Ro-
bert-Koch-Institut in Zusammenarbeit
mit dem Statistischen Bundesamt er-
stellt wird.

Darin heißt es weitergehend: „Für ei-
ne Vielzahl chronischer Krankheiten
gilt: Je niedriger der soziale Status, de-
sto höher ist das Erkrankungsrisiko. Zu
diesen Krankheiten zählen Herzinfarkt
und Schlaganfall, bestimmte Krebsar-
ten wie Lungen- und Magenkrebs,
Stoffwechselstörungen wie Diabetes
mellitus sowie degenerative Erkran-
kungen des Muskel- und Skelettsy-
stems. (…) Das höhere Krankheitsrisi-
ko und die häufigeren Gesundheitspro-
bleme spiegeln sich letztlich in einer
erhöhten vorzeitigen Sterblichkeit sozi-
al benachteiligter Bevölkerungsgrup-
pen.“

Weitere themenrelevante Informa-
tionen enthält außerdem die Ausgabe
02/2016 des Bundesgesundheitsblat-
tes, die den Titel „Soziale Ungleichheit
und Gesundheit“ trägt.

www.arbeitszeitverkuerzung-jetzt.de

Türkei „sind rechtswidrig und die Bun-
desregierung ist dringend aufgefor-
dert, gemeinsam mit der EU nach neu-
en Lösungen zu suchen“. 

Sabine Berninger verwies nochmals
auf den Vorschlag des Thüringer Mini-
sterpräsidenten Bodo Ramelow zur
Aufnahme von sich derzeit in Griechen-
land aufhaltenden Flüchtlingen. „Dies
ist ein realistischer und gangbarer
Weg, den die Bundesregierung gemein-
sam mit den Bundesländern aktiv auf-
greifen kann, um eine humane und an
Menschenrechten orientierte Flücht-
lingspolitik zu gestalten.“ Mit einem
Thüringer Sonderweg oder gar Profilie-
rungsbestrebungen habe dieser Vor-
schlag nichts gemein, wies die Flücht-
lingspolitikerin die Behauptungen des
SPD-Bundestagsabgeordneten Schnei-
der scharf zurück.

Kriegsgebiete nach Syrien und Afgha-
nistan ab. „Das zeigt, dass die Türkei
kein Staat ist, in den die EU Flüchtlinge
zurückschicken darf. Die Menschen
sind dort nicht sicher!“, unterstreicht
die LINKE-Politikerin. Gleichzeitig sei
Griechenland mit der Situation der
Flüchtlinge vollkommen überfordert.

Aus Protest gegen die inzwischen
haftähnlichen Zustände in den soge-
nannten „Hotspot-Lagern“ der EU ha-
ben das UNHCR und die Organisation
Ärzte ohne Grenzen am 22. und 23.
März ihre Zusammenarbeit mit den
griechischen Behörden aufgekündigt.
Darüber hinaus finden die versproche-
nen beschleunigten Asylverfahren auf
Grund mangelnder Infrastruktur in
Griechenland auf absehbare Zeit nicht
statt. Die Massenabschiebungen von
Flüchtlingen aus Griechenland in die

Angesichts der jetzt begonne-
nen Abschiebungen von Flüchtlin-
gen aus Griechenland in die Türkei
und mit Blick auf die Abschiebe-
praxis durch die Türkei selbst,
warnte MdL Sabine Berninger „vor
einem Rechtsbruch, an dem sich
die EU nicht beteiligen darf“. 

Der Deal zwischen EU und Türkei
zeige sein flüchtlingsfeindliches Ge-
sicht: „Anstatt den Menschen in
Griechenland und an der türkisch-sy-
rischen Grenze zu helfen, schiebt die
Türkei massenhaft Menschen in
Kriegsgebiete ab. Dies ist ein klarer
Verstoß gegen internationales
Recht.“ Nach Berichten von Amnesty
International und Pro Asyl schiebt die
Türkei seit dem 19. März fast täglich
hunderte syrische und afghanische
Flüchtlinge an ihrer Südgrenze in die

Unterstützung für Initiative:
Arbeitszeitverkürzung jetzt 

EU-Türkei-Deal mit verheerenden Folgen

Das, was die CDU-Opposition im
Landtag bislang an Vorschlägen zur
Verwaltungsreform in  Thüringen
auf den Tisch gelegt hat, ist das Pa-
pier nicht wert, auf dem es aufge-
schrieben wurde. Die Vorschläge
sind rückwärtsgewandt und praxis-
fern. Dabei vor allem auch die Idee,
das Landesverwaltungsamt durch
Aufgabenübernahme aus Kommu-
nen und Ministerien zu einer zen-
tralen Bündelungsbehörde auszu-
bauen.

Dem Thüringer Landesverwal-
tungsamt noch mehr Aufgaben zu-
zuordnen, ist der völlig falsche Weg,
denn das würde zu einem weiteren
Demokratieverlust führen. Es muss
vielmehr um den Abbau von Dop-
pelstrukturen auf Landes- und Kom-
munalebene und eine damit einher-
gehende Stärkung der Kommunen
gehen. Der von der rot-rot-grünen
Regierungskoalition im Leitbild skiz-
zierte Weg weist deshalb in die rich-
tige Richtung.

Wir wollen uns grundsätzlich ei-
nem zweistufigen Aufbau der Lan-
desverwaltung hinwenden. Dabei
soll die Gemeinde- und Kreisebene
umfassend und nachhaltig durch ei-
ne weitgehende Verlagerung von
staatlichen Aufgaben auf die kom-
munale Ebene gestärkt werden. Die
CDU will ganz offensichtlich die
Kommunen dauerhaft in Abhängig-
keit vom Land halten. Mit dem Leit-
bild „Zukunftsfähiges Thüringen“
setzt die Regierungskoalition hinge-
gen auf selbstbewusste und eigen-
verantwortlich agierende Kommu-
nen.

Auch die immer wieder wie eine
Monstranz von der CDU als ver-
meintliches Allheilmittel vor sich
hergetragene ,interkommunale Zu-
sammenarbeit‘ hat sich in den letz-
ten Jahren in den jetzigen Struktu-
ren als nicht zielführend herausge-
stellt. In den Jahren 2013 und 2014
sind von den dafür von der alten
Landesregierung bereitgestellten
Fördermitteln in Höhe von einer
Million Euro gerade einmal 80.000
Euro für zwei Projekte in Anspruch
genommen worden. Die gemeindli-
chen Strukturen sind schlicht nicht
leistungsfähig, um im großen Um-
fang interkommunale Zusammenar-
beit zu betreiben. 

Ich fordere die CDU auf, endlich
ihre Arbeit zu machen und ein zu-
kunftsfähiges Konzept für die Ver-
waltungsstrukturen im Freistaat auf
den Tisch zu legen. Das ist das Min-
deste, was man von der größten
Oppositionsfraktion im Landtag er-
warten kann. 

Rückwärtsgewandt
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